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stems14 ebenso wie die Komplementierung vereinbarter Durch- 
setzungs- und Kontrollmechanismen15, die den einzelnen 
Staaten mehr und bessere Möglichkeiten geben, auf die Ein­
haltung des Völkerrechts hinzuwirken.

Diese Herausbildung einer universellen Völkerrechtsord­
nung für die Gestaltung der internationalen Beziehungen auf 
der Grundlage rechtlicher Normen ist Teil des historischen 
Prozesses der Überwindung imperialistischer Machtpolitik, 
der mit der Oktoberrevolution begann, mit dem Sieg über den 
Faschismus normative Gestalt in der UN-Charta annahm 
und mit der Zerschlagung des Kolonialregimes in den 
60er Jahren in eine neue Etappe eintrat. Die Achse dieses 
Systems wird bestimmt durch das Prinzip der souveränen 
Gleichheit und das Gewaltverbot.10

In welchem Umfang vereinbarte völkerrechtliche Regeln 
anstelle nackter Gewalt oder einer Politik der Stärke die in­
ternationalen Beziehungen bestimmen und die Ausübung der 
souveränen Gleichheit gewährleisten, hängt entscheidend von 
der Respektierung und Durchsetzung des Gewaltverbots ab. 
Der Prozeß Nikaraguas gegen die USA vor dem Internationa­
len Gerichtshof (IGH) wegen der militärischen und paramili­
tärischen Aktivitäten in und gegen Nikaragua hat dies auf 
nachdrückliche Weise deutlich gemacht. 12 18

Im Urteil des IGH wurde die universelle Geltung des Ge­
walt- und Interventionsverbotes bekräftigt. Es wurde fest­
gestellt, daß die USA das Gewalt- und Interventionsverbot 
sowie die Souveränität Nikaraguas verletzt haben und daß sie 
verpflichtet sind, diese völkerrechtswidrigen Aktivitäten so­
fort einzustellen und den Schaden wiedergutzumachen. В Die 
USA haben jedoch von Anfang an das Gericht mißachtet und 
auch das Urteil nicht respektiert. Sie haben eine Entschlie­
ßung des UN-Sicherheitsrates zur Durchsetzung des Urteils 
durch ihr Veto verhindert und setzen ihre völkerrechtswidrige 
Interventionspolitik gegen Nikaragua selbst unter Mißachtung 
des Friedensplanes der zentralamerikanischen Länder fort.

Dieses Beispiel zeigt erneut, daß die völkerrechtliche Frie­
densordnung in den internationalen Beziehungen nur im 
Kampf gegen die imperialistische Machtpolitik durchsetzbar 
ist, daß es besonderer Garantien bedarf, um die Einhaltung 
vereinbarter völkerrechtlicher' Regeln zu sichern, und daß 
dazu eine vereinbarte gerichtliche Zuständigkeit allein of­
fenbar nicht ausreicht.

Casseses Darstellung der Entwicklung des Völkerrechts 
als Reflex gesellschaftlicher Veränderungen

Alle Bemühungen bürgerlicher Völkerrechtler, die Universa­
lität der gegenwärtigen Völkerrechtsordnung herauszuarbei­
ten und die Einhaltung des Gewaltverbots zu stärken, verdie­
nen besondere Beachtung. Das gilt insbesondere dann, wenn 
sie nicht dem verbreiteten Schema folgen, die Universalität 
des gegenwärtigen Völkerrechts einfach als die Ausweitung 
des bürgerlichen „europäischen Völkerrechts“ des christlichen 
Abendlandes auf die ganze Welt zu interpretieren.19

Einen besonders interessanten und vom Ansatz her sehr 
eigenständigen Versuch, diesen Prozeß der Herausbildung 
einer universellen Völkerrechtsordnung zu erfassen, hat 
A. Cassese in seinem Buch „International Law in a Divided 
World“ unternommen. Er stellt die Herausbildung einer uni­
versellen Völkerrechtsordnung als gesellschaftlichen Prozeß 
in Abhängigkeit von der Veränderung und Entwicklung der 
internationalen Gemeinschaft dar. Dabei hebt er insbesondere 
den Einfluß der sozialistischen Staaten und derjenigen Län­
der hervor, die aus dem Zerfall des Kolonialregimes hervorge­
gangen sind. Er zeigt, daß gerade diese gesellschaftlichen 
Kräfte die normativen Veränderungen des gegenwärtigen 
Völkerrechts gegenüber dem „europäischen Völkerrecht“ be­
wirkt haben.

Cassese vernachlässigt bewußt die außereuropäische völ­
kerrechtliche Situation, nimmt — wie viele Völkerrechtler — 
den den Dreißigjährigen Krieg beendenden Westfälischen 
Frieden von 1648 zum Ausgangspunkt für die Entwicklung 
des „europäischen Völkerrechts“ und datiert diese Periode 
bis 1918, bis zum Ende des ersten Weltkriegs (S. 34 ff.). Er ver­
steht sehr gut, die Exklusivität dieses auf wenige „zivilisierte 
Nationen“ beschränkten Völkerrechts herauszuarbeiten. Zu­
sammenfassend stellt er für die völkerrechtliche Situation 
dieser Zeit zwei Merkmale heraus (S. 47):

„(1) Die völkerrechtlichen Regeln und Prinzipien waren 
das Produkt westlicher Zivilisation. Sie trugen den Stempel 
des Christentums und der Ideologie des ,Freien Marktes1 (sie 
beruhten auf einer laissez-faire-Philosophie, d. h. der Idee, 
daß alle Staaten rechtlich frei und gleich wären, ihre eigenen 
Interessen zu verfolgen, unabhängig von jeglicher wirtschaft­
licher oder sozialer Ungleichheit).

(2) Die völkerrechtlichen Normen und Prinzipien wurden 
hauptsächlich durch Großmächte oder mittelgroße Staaten 
geschaffen, insbesondere durch diejenigen Staaten, die durch 
Eroberung und Expansion umfangreiche Kolonialreiche auf­
gebaut hatten. Sie schufen Regeln, die ihren Interessen dien­
ten. Unter den Normen dieser Kategorie sollten besonders 
diejenigen hervorgehoben werden, die die Anwendung von 
Gewalt betreffen: Sie sahen keine Beschränkung für die Dro­
hung oder Anwendung von Gewalt vor.“

Als Zeitpunkt für den Beginn der neuen Periode nennt 
Cassese das Jahr 1918 — aber ihr kritischer Punkt ist für ihn 
nicht so sehr das Ende des ersten Weltkriegs als vielmehr die 
Oktoberrevolution. Als Wendepunkt hebt er die wachsende 
Bedeutung der USA, die Entstehung der Sowjetunion und 
das Ende der kolonialen Expansion hervor (S. 57). Im Unter­
schied zu den meisten westlichen Völkerrechtslehrbüchern20 
beschreibt er in seinem Buch ausführlich, wie durch die Ok­
toberrevolution das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
(S. 131 f.), die Gleichstellung der Staaten, der sozialistische 
Internationalismus und die Zurückweisung der ungleichen, 
räuberischen Verträge ins Völkerrecht eingeführt wurden 
(S. 58). Im ganzen stellt er die Zeit zwischen den beiden Welt­
kriegen als eine Übergangsperiode dar, die die Periode von 
1945 bis 1960 einleitet, in der das „westfälische Modell“ durch 
das „UNO-Modell“, ein universelles Völkerrechtssystem, ab­
gelöst wird (wenn auch nicht vollständig).

Auch die normative Entwicklung nach dem zweiten Welt­
krieg erfaßt Cassese als Reflex der gesellschaftlichen Verän­
derungen, die durch die Herausbildung der sozialistischen Ge­
meinschaft (S. 67) und den Zerfall des Kolonialsystems cha­
rakterisiert werden. Sie führen zu einer völligen Veränderung 
der internationalen Gemeinschaft, zum Entstehen zahlreicher 
internationaler Organisationen und zu einer neuen Stellung 
der Völker und Individuen im Völkerrecht. Als die treibenden 
Kräfte für die Entwicklung der neuen Völkerrechtsordnung 
und ihrer Prinzipien erkennt er die sozialistischen Staaten und 
die Entwicklungsländer (S. 72).

Insbesondere wegen der aktiven Rolle der Entwicklungs­
länder setzt Cassese mit den 60er Jahren, d. h. nach der Zer­
schlagung des Kolonialregimes, die zweite Etappe dieses Ent­
wicklungsprozesses an, die zur Zeit noch andauert. Ausführ­
lich charakterisiert er die Haltung der verschiedenen Staaten­
gruppen zum Völkerrecht und behandelt die grundlegenden 
Prinzipien, die nunmehr die internationalen Beziehungen be­
herrschen und in denen der Frieden zum höchsten Ziel der 
internationalen Gemeinschaft geworden ist (S. !37).

Casseses Thesen zur Entwicklung des Völkerrechts ' 
in bezug auf Gewaltanwendung und Gewaltverbot

Als die prinzipielle Veränderung des gegenwärtigen Völker­
rechts im Vergleich zum „europäischen Völkerrecht“ hebt 
Cassese das unterschiedliche Verhältnis zur Gewaltanwen­
dung hervor (S. 215 ff.). Er kommt zusammenfassend zu einer 
eindrucksvollen Gegenüberstellung der beiden „Modelle“, die 
wir hier unbeschadet diskussionswürdiger Details wiederge­
ben wollen (S. 246 f.):

„Das ,alte‘ Recht beruhte auf einigen grundlegenden Sät­
zen:

(1) auf der ungehinderten Freiheit der Staaten zur An­
wendung von Gewalt;
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